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Bürgerkriege führen nicht nur zu direk-
ten menschlichen Opfern, sie wirken 
sich auch in vielfältiger Weise negativ 
auf die betroffenen Gesellschaften aus. 
Nicht zu unterschätzen sind die ent-
wicklungspolitisch relevanten wirt-
schaftlichen Kosten, aber auch die Aus-
wirkungen auf benachbarte Staaten, vor 
allem über den Zustrom von Flüchtlin-
gen.1  Und: Wer im Sinne der Schutzver-
antwortung, der „Responsibility to Pro-
tect“, Genozide und andere Massenver-
brechen verhindern will, der muss vor 
allem auch kollektive Gewalt in Gestalt 

von Bürgerkriegen verhindern und ein-
hegen. Genozide und Politizide – also 
die gezielte Tötung ethnisch, religiös 
oder politisch definierter Bevölkerungs-
gruppen, sei es durch staatliche oder 
nichtstaatliche Gewaltakteure – fanden 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts in Zeiten von innerstaatlichen 
Kriegen und gewaltsamen politischen 
Umbrüchen statt.2  Massaker an Zivilis-
ten sind sehr oft ein Element der Auf-
standsbekämpfung, wenn ein Staat sich 
einer starken Guerillabewegung gegen-
über sieht, die in bestimmten Bevölke-
rungsgruppen unterstützt wird. Kann 
die Regierung die Guerillabewegung 
nicht direkt besiegen, richtet sich die 
Gewalt dann besonders gegen die be-
treffenden Teile der Zivilbevölkerung.3 
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und anderen Formen massenhafter in-
nerstaatlicher Gewalt zu verhindern? 
Dass etwas getan werden kann, ist die 
selten in Frage gestellte Annahme, die 
dem Konzept der Konfliktprävention 
zugrunde liegt, das in der deutschen 
Diskussion auch unter dem Begriff der 
Krisenprävention firmiert. Unterschie-
den wird dabei meist zwischen einer-
seits „direkter“ oder „operativer“ und 
andererseits „struktureller“ Prävention. 
Direkte Prävention soll die gewaltsame 
Eskalation in einer Krisensituation ver-
hindern, strukturelle Prävention soll Be-
dingungen schaffen, dass gewaltträchti-
ge Konflikte erst gar nicht entstehen.4  
Gelegentlich ist noch von einem dritten 
Typus der Konfliktprävention die Rede, 
nämlich der „systemischen“ Prävention. 
Damit bezeichnete der damalige VN-
Generalsekretär Kofi Annan 2006 in ei-
nem Bericht an die Generalversamm-

lung jene Maßnahmen, mit denen auf 
globaler Ebene dem Risiko gewalttätiger 
innerstaatlicher Konflikte entgegen ge-
wirkt werden soll. Dazu gehört die Re-
gulierung des Handels mit Kleinwaffen 
oder mit konfliktanheizenden Ressour-
cen wie etwa Diamanten.5 

Konfliktprävention ist ein ambitio-
niertes Unterfangen, das auf einer unsi-
cheren Evidenzbasis ruht. Denn es gibt 
kaum wissenschaftlich gesichertes Wis-
sen darüber, unter welchen Bedingun-
gen gewaltsame Konflikte ausbrechen 
und mit welchen Mitteln dies wirkungs-
voll verhindert werden kann. Oft erwe-
cken Befürworter einer entschiedenen 
Präventionspolitik den Eindruck, der 
Ausbruch gewalthaltiger Konflikte ließe 
sich früh erkennen und es liege vor allem 
am politischen Willen, wenn diesen 
nicht rechtzeitig entgegen gewirkt wer-
de. Im Nachhinein lässt sich leicht sa-

Bürgerkriege verursachen Tod, Gewalt und Elend wie hier im Sudan.
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gen, die Politik habe trotz vieler War-
nungen vor einem Gewaltausbruch nicht 
gehandelt. Doch Vorhersagen künftiger 
Entwicklungen sind zutiefst problema-
tisch, gleich ob sie sich auf Modelle stüt-
zen, die zahlreiche Indikatoren heran-
ziehen, oder ob sie eher auf Einschät-
zungen von Experten beruhen.6  

Probleme der Risikoeinschätzung 
und Prognose

Es gibt zwar etliche Modelle, die den 
Anspruch erheben, mit beträchtlicher 
Wahrscheinlichkeit Konflikte voraussa-
gen zu können, aber politische Entschei-
dungsträger begegnen solchen Progno-
sen zu Recht mit Skepsis, denn Kennt-
nisse über Mechanismen, die Gewalt-
konflikte auslösen, stehen auf schwa-
chen Fundamenten. Es gibt keine gesi-
cherte Basis an Erkenntnissen darüber, 
wie und unter welchen Bedingungen 
Konflikte eskalieren und zum Ausbruch 
von Bürgerkriegen führen. Die For-
schung ist sich nur darüber weitgehend 
einig, dass Bürgerkriege aus Eskalati-
onsprozessen entstehen, einer Konflikt-

dynamik, an deren Anfang die konflikt-
beladene Interaktion zwischen Dissi-
denten und Staatsapparat steht. Zwar 
lassen sich etliche Faktoren identifizie-
ren, die das Risiko eines Bürgerkrieges 
erhöhen, doch ohne Mobilisierung 
kommt es nicht zu einer Rebellion. Es ist 
daher davon auszugehen, dass vielfälti-
ge Wege zu einem Bürgerkrieg führen.7 

Modellbasierte Vorhersagen, die sich 
auf bestimmte Risikoindikatoren stüt-
zen, suggerieren politischen Entschei-
dungsträgern oftmals mehr, als über-

haupt geleistet werden kann.8  Eines der 
ambitioniertesten Modelle beansprucht, 
politische Instabilität für einen Zeit-
raum von zwei Jahren vorauszusagen. 
Unter politischer Instabilität werden ge-
waltsame Konflikte größeren Ausmaßes 
verstanden, das heißt vor allem Bürger-
kriege, aber auch Genozide und Staats-
zusammenbrüche. Das Modell beruht 
auf vier unabhängigen Variablen: Re- 
gimetyp, Kindersterblichkeit, konflikt-
belastete Nachbarschaft und staatliche 
Diskriminierung bestimmter Gruppen. 
Mit diesem Modell lässt sich nach den 
Berechnungen der Autoren politische 
Instabilität mit achtzigprozentiger Ge-
nauigkeit prognostizieren. Der wichtigs-
te Faktor, der stabile von instabilen Län-
dern unterscheidet, ist dieser Analyse 
zufolge der institutionelle Charakter des 
politischen Regimes. Partielle Demokra-
tien mit einem hohen Grad der Polarisie-
rung und Konkurrenz parochialer Inter-
essen haben ein besonderes Risiko der 
Instabilität.9  

Doch für verlässliche Prognosen 
reicht das nicht. Falsch-positive Progno-
sen seltener Ereignisse sind unvermeid-
lich, selbst wenn es gelänge, die Genau-
igkeit der Vorhersagen zu erhöhen. Der 
politische Wunsch nach möglichst ex-
akten Prognosen mit keinen Falsch-Ne-
gativfällen und nur wenigen Falsch-Po-
sitivfällen ist nicht erfüllbar.10 

Selbst wenn Gewaltkonflikte eini-
germaßen verlässlich prognostiziert 
werden könnten, fehlt es an solidem 
Wissen, welche Eingriffe in einem kon-
kreten Fall tatsächlich konfliktverhin-
dernd wirken. Der Werkzeugkasten ist 
zwar bekannt, doch darüber, welche 
Instrumente in welcher Form und Zu-
sammensetzung wann geeignet sind, 
gibt es nur wenig Erkenntnisse, an de-
nen sich Politiker und Diplomaten ori-

Konflikte sind nur schwer VorHerSeHBAr.
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entieren können. Auch hier kann die 
Wissenschaft der Politik nur wenig gesi-
chertes Wissen anbieten. Gleichzeitig 
setzt Prävention voraus, dass komplexe 
soziale Prozesse sich entscheidend be-
einflussen lassen.

Strukturelle Prävention und  
ihre Probleme

Die Auffassung, politische Prozesse lie-
ßen sich von außen lenken, ist beson-
ders für die „strukturelle“ Prävention 
wichtig, also wenn angestrebt wird, die 
Grundursachen (root causes) gewalt-
trächtiger Konflikte zu beseitigen und 
die Voraussetzungen für einen dauer-
haften friedlichen Konfliktaustrag zu 
schaffen. Doch was sind die Grundursa-
chen, an denen strukturelle Prävention 
ansetzen kann? In der politischen Dis-
kussion gelten oft Armut, Ausschluss 
bestimmter Gruppen aus dem politi-
schen Prozess und mangelnde Partizipa-
tionschancen als derartige Ursachen 
und die Förderung von Entwicklung 
und Demokratie als Patenrezepte, um 
gewalthaltige Konflikte zu vermeiden. 
Doch eine solche Auffassung kann sich 
keineswegs auf eine solide Evidenzbasis 
stützen. Armut führt nicht notwendi-
gerweise zu Gewaltkonflikten. Es gibt 
arme Staaten mit einem geringen Ge-
waltniveau und wohlhabendere mit ei-
nem beträchtlichen.11 Gewiss: Empi-
risch lässt sich feststellen, dass Bürger-
kriege vor allem in Ländern mit gerin-

gem Einkommen (Bruttoinlandspro-
dukt pro Kopf) stattfinden. Die Gründe 
hierfür liegen jedoch keineswegs klar 
auf der Hand. In der Forschung gibt es 
vielmehr zwei Erklärungsansätze.12  Der 
eine stellt auf die geringen wirtschaftli-
chen Opportunitätskosten von Rebelli-
onen in ärmeren Staaten ab. Rebellionen 
erfordern die Rekrutierung von Kämp-
fern und das ist in ärmeren Staaten 
leichter. Dieser Ansatz veranschlagt 
ideologische Motive gering für die Be-
reitschaft, sich einer Rebellenarmee an-
zuschließen. Der zweite in der einschlä-
gigen Literatur zu findende rationale 
Erklärungsansatz lokalisiert den Zu-
sammenanhang von Armut und Bürger-
krieg auf einer anderen Ebene. In armen 
Staaten ist – so die Annahme – die 
Reichweite staatlicher Machtstrukturen 
aufgrund mangelnder Infrastruktur ge-
ring. Dies erleichtert Aufständischen 
das Überleben in peripheren Gebieten 
und erschwert die Aufstandsbekämp-
fung. 

Neben der ökonomischen Entwick-
lung gilt der Aufbau demokratischer Sys-
teme gemeinhin als Kern struktureller 
Konfliktprävention. Doch gerade wäh-
rend Demokratisierungsbemühungen 
kann sich das Potenzial für gewaltsame 
Konflikte erhöhen.13  Nicht in allen sich 
demokratisierenden Staaten kommt es 
zu Gewaltausbrüchen. So kam es in eini-
gen Ländern, darunter Burkina Faso, 
Tansania und Malawi, seit den 1990er-
Jahren zu einer Entwicklung in Rich-
tung Demokratie, ohne dass diese Län-
der in Gewalt verfielen. Eine Erklärung 
dafür, die in der Literatur zu finden ist, 
stellt auf die positiven Effekte externer 
Demokratisierungshilfe ab. Das theore-
tische Argument lautet so: In einer frü-
hen Phase demokratischer Öffnung sind 
rivalisierende politische Gruppen unsi-

ArMut wirkt nicht zwingend 
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cher darüber, welches die Absichten der 
anderen sind und ob und in welchem 
Maße Zusagen zu trauen ist. Keiner 
kann sich sicher sein, dass die anderen 
sich an die neuen demokratischen Spiel-
regeln halten. Unsicherheit ist besonders 
ausgeprägt unter Minderheiten. Externe 
Demokratisierungshilfe könne diese 
Probleme mildern, lautet das Argument. 
Denn über Demokratisierungshilfe wer-
den nicht nur wichtige politische Institu-
tionen, insbesondere die Legislative und 
die Judikative gestärkt, sondern auch die 
Zivilgesellschaft. Nun mag man das Ar-
gument überzeugend finden oder nicht. 
Es setzt voraus, dass Demokratisierungs-
hilfe effektiv sein kann. Darüber gibt es 
jedoch eine breite Debatte. Einige Studi-
en legen zumindest eine positive Korre-
lation von Demokratisierungshilfe und 
demokratischer Entwicklung nahe. Und 
die empirische Evidenz bestätigt inso-
fern das skizzierte theoretische Argu-
ment als Transitionsstaaten, die in den 
Genuss eines hohen Maßes an Demo-
kratisierungshilfe kommen, einer gerin-
geren Wahrscheinlichkeit eines gewalt-
samen Konfliktes (mit mindestens 25 
Getöteten) ausgesetzt sind als jene Län-
der, die keine oder nur ein geringes Maß 
an Demokratisierungshilfe erhalten.14 

Vieles in der Entwicklungspolitik ist 
explizit oder implizit auf die strukturel-
le Konfliktprävention ausgerichtet, 
wenn erwartet wird, dass über die Be-
kämpfung der Armut, wirtschaftliche 
Entwicklung und die Förderung guter 
Regierungsleistungen zur längerfristi-
gen Gewaltprävention beigetragen wer-
den kann. Das kann sein, muss aber 
nicht sein. Interventionen in Form von 
Programmen und Projekten können un-
ter Umständen Konflikte verschärfen. 
Wirkungen und besonders die Wirk-
samkeit mit Blick auf die Konfliktprä-

vention sind schwer zu bemessen. Eini-
ge großangelegte Evaluationen in die-
sem Politikbereich nähren erhebliche 
Zweifel an Sinn und Nutzen, was den 
tatsächlichen Beitrag zur strukturellen 
Konfliktprävention betrifft.15 

Operative Konfliktprävention: 
Nicht ohne Erfolgschance

Kurzfristiger angelegt ist die operative 
oder direkte Konfliktprävention. Doch 
wie sieht ihre Bilanz aus? Es gibt zwar 
eine Reihe qualitativer Fallstudien, aber 
nur eine systematische quantitative 
Analyse einer größeren Zahl von Fällen, 
gestützt auf das „Early Conflict Preven-
tion in Ethnic Crises Dataset“, das Da-
ten zu 67 „ethnischen Krisen“ in den 
Jahren 1990 bis 1998 enthält.16  Das 
sind Fälle, in denen eine ethisch defi-
nierte Gruppe die Anwendung von Ge-
walt androhte und mit entsprechenden 
Vorbereitungen untermauerte. Ein Drit-
tel dieser Krisen mündete in einen Krieg. 
In 32 der Krisen waren präventive Maß-
nahmen operativ-kurzfristiger Art von 
Seiten Dritter Art zu beobachten, das 
heißt verbale Stellungnahmen, humani-
täre Hilfe, Vermittlungsbemühungen, 
konditionierte Anreize und Sanktionen, 
schließlich die Androhung oder Umset-
zung wirtschaftlicher oder militärischer 
Zwangsmaßnahmen nach Kapitel VII 
der VN-Charta. neun der 35 Krisen 
(26 %), in denen es nicht zu präventiven 

Der Nutzen von PeACeKeePING für
die Konfliktprävention ist nicht zu 
unterschätzen.
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Maßnahmen kam, endeten mit Krieg, 
17 der 32 Krisen (53 %), in denen inter-
nationale Akteure präventive Maßnah-
men ergriffen, mündeten in einen Krieg. 
Nun muss in Rechnung gestellt werden, 
dass externe Akteure eher in Krisen tä-
tig geworden sind, die ein höheres 
Kriegsrisiko in sich bargen. Doch deut-
lich wird trotz dieses Auswahleffektes, 
dass internationales Engagement kein 
„Allheilmittel“ ist. 

Jedoch ist es auch kein aussichtloses 
Unterfangen. Zwar lässt sich nicht sa-
gen, welche Mischung aus präventiven 
Instrumenten unter welchen Bedingun-
gen der optimale Ansatz ist, doch legen 
etliche Studien nahe, dass Peacekeeping, 
d. h. die Entsendung von Friedenstrup-
pen, in vielen Fällen gewaltmindernd 
und gewaltverhindernd wirkt:

•  Gewaltmindernd, wenn Friedenstrup-
pen in noch „heiße“ Konflikte ent-
sandt werden, wie das vielfach in Afri-
ka nach dem Ende des Kalten Krieges 
der Fall war; gewaltmindernd auch, 
insofern die Chance für einen Waffen-
stillstand und eine Friedensvereinba-
rung steigt, wenn ein solches Abkom-
men mit der Entsendung von Frie-
denstruppen gekoppelt ist. 

•  Gewaltverhindernd, insofern die An-
wesenheit angemessen ausgestatteter 
und in ausreichender Stärke entsand-
ter Friedenstruppen das Risiko redu-
zieren kann, dass es zur massenhaften 
Tötung von Zivilisten kommt; gewalt-
verhindernd auch, insofern sich das 
Risiko verringert, dass nach einer Ver-
handlungslösung später erneut ein 
Bürgerkrieg ausbricht.17  

Peacekeeping ist eine eher kurzfristi-
ge Übergangslösung. Zur dauerhaften 
Befriedung gewalttätiger und Gesell-

schaften bedarf es inklusiver politisch-
institutioneller Regelungen. Doch der 
Nutzen von Peacekeeping für die Kon-
fliktprävention sollte nicht unterschätzt 
werden. ///
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